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18. Umwelt 

Umweltschutz praxistauglich gestalten 

Kooperation statt Konfrontation  kluge Umweltpolitik mit Augenmaß 

Jeder Wirtschaftsstandort braucht sauberes Wasser, gesunde Böden und frische Luft. Eine 
intakte Umwelt liegt nicht nur im Interesse der Gesellschaft, sondern ist eindeutig auch eine 
Voraussetzung für eine erfolgreiche Wirtschaft. Gleichwohl ist der Schutz der Umwelt stets mit 
anderen, gleichrangigen Schutzgütern abzuwägen. Hier die Balance zu halten zwischen Um-
weltschutz und dem Erhalt der heimischen Wertschöpfung, verlangt ein hohes Maß an Um-
sicht und Pragmatismus. Denn eine vermeintlich umweltfreundliche Maßnahme kann sich 
schnell als das Gegenteil erweisen. Etwa, wenn der Abbau von Rohstoffen in Hessen unter-
sagt oder die Produktion von Nahrungsmitteln eingeschränkt wird mit der Konsequenz, dass 
dann woanders Rohstoffe abgebaut bzw. Nahrungsmittel hergestellt und mit höherem CO2-
Fußabdruck nach Hessen transportiert werden müssen. Oder wenn Abfälle aufgrund unzu-
reichender Beseitigungs- und Verwertungsmöglichkeiten in Hessen in andere Länder expor-
tiert werden müssen. Umso wichtiger ist es, umweltpolitische Entscheidungen mit und nicht 
gegen die Wirtschaft zu treffen. Mit Initiativen wie der Hessischen Umweltallianz hat die Lan-
desregierung den notwendigen Dialog zwischen öffentlicher Hand und Wirtschaft im Jahr 2000 
begonnen. Diesen Dialog gilt es sach- und zielorientiert zu führen und auszubauen.  

Öffentliche Hand muss Vorbildfunktion bei Recyclingbaustoffen erfüllen 

Die Landesregierung und insbesondere Hessen Mobil sowie die Kommunen mit ihren Eigen-
betrieben müssen ihrer Vorbildrolle gerecht werden und Recycling-Baustoffe in Ausschreibun-
gen als gleichwertig anerkennen. Bei gleicher technischer Eignung sollten sie diese in der 

Wertung von Ausschreibungen sogar bevorzugen. Außerdem sollte die Landesregierung über 
die Regierungspräsidien gegenüber den Kommunen darauf drängen, dass Recycling-Bau-
stoffe  auch aufgrund ihres geringeren CO2-Fußabdrucks  in Ausschreibungen höher ge-
wertet werden. Jedes Unternehmen, was Recycling-Baustoffe herstellt, ist Baustoffhersteller 
und Entsorger gleichzeitig. Das senkt den Bedarf an Primärrohstoffen und schont Deponieka-
pazitäten. Trotz politischer Willensbekundungen werden Recycling-Baustoffe zu wenig nach-
gefragt. Die Ausschreibungspraxis der öffentlichen Hand hat ihren Anteil daran. Statt in Aus-

-Material zu benachteili-
gen, hat die Ausschreibung nach bautechnischen und umwelttechnischen Eigenschaften 
grundsätzlich produktneutral nach Standardleistungsbuch Bau (StLB-Bau) zu erfolgen. Die 

erst entsorgt und danach Primärmaterial einzusetzen ist, muss durchbrochen werden. 

Mantelverordnung: Hemmnisse für Recycling-Baustoffe weiter abbauen 

Die Landesregierung muss darauf hinwirken, dass die Bundesregierung die Evaluation der 
Mantelverordnung im August 2025 mit Nachdruck angeht. Die Mantelverordnung, die am 
1. August 2023 in Kraft treten wird, sieht weiter Hindernisse für RC-Baustoffe vor. Die Landes-
regierung hat die Möglichkeit, auf dem Erlasswege den Produktstatus und das Abfallende von 
Recyclingbaustoffen festzuschreiben und damit ein wesentliches Hemmnis beim Einsatz von 
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Recycling-Baustoffen zu beseitigen. Damit Recycling-Baustoffe ihren Beitrag zum Ressour-
censchutz leisten können, müssen die Rahmenbedingungen für deren praktischen Einbau ver-
bessert werden. 

Entsorgung: Kommunen bei Schaffung neuer Deponiekapazitäten unterstützen 

Zur Sicherstellung der Abfallentsorgung sollte der Landtag ein Förderprogramm auflegen, da-
mit Landkreise und kreisfreie Städte einen größeren Anreiz bekommen, die seit langem benö-
tigten Verwertungs- und Deponiekapazitäten zu schaffen. Denn in Hessen bietet sich ein be-
sorgniserregendes Bild, was die dauerhafte Sicherstellung ausreichender und kostengünstiger 
Kapazitäten zur lokalen Entsorgung von Bau- und Abbruchabfällen angeht. Die Entsorgungs-
kosten werden weiter erheblich und überproportional im Vergleich zu den eigentlichen Bau-
kosten steigen  und damit auch die Kosten für Gebäude, Brücken und Straßen. Die Schaffung 
von Verwertungs- und Beseitigungskapazitäten ist gemäß Kreislaufwirtschaftsgesetz die Auf-
gabe der öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger (Landkreise und kreisfreie Städte). Daher 
kann der Landtag derzeit nur mittelbar mit Förderprogrammen tätig werden, um Abhilfe bei 
knappem Deponieraum zu schaffen. Hierbei könnte die Verwertung von mineralischen Frakti-
onen im Rahmen der Abdeckung von Kalirückstandshalden einen wertvollen Beitrag zur lang-
fristigen Entsorgungssicherheit in Hessen beitragen. 

Verfüllrichtlinie: Erdaushub praxistauglich entsorgen  Bürokratie abbauen 

Das hessische Umweltministerium muss eine praxistaugliche Verfüllrichtlinie vorlegen, damit 
die Entsorgungskosten für Bauabfälle, allen voran ungefährlicher Erdaushub, nicht weiter stei-
gen. Ziel der Verfüllrichtlinie muss es sein, umweltgerecht und ohne unnötigem Aufwand die 
Verwertung von Erdaushub und ungefährlichen Bauabfällen im Verfüllbereich zu regeln. Das 
kann vor allem dann geschehen, wenn einfache und rechtssichere Verfahren zur Verwertung 
(bspw. einheitliche Analyseverfahren zur Beprobung von Bauabfällen) genutzt werden. 
 
Bau- und Abbruchabfälle machten 2018 in Hessen rund 14 Mio. Tonnen aus. Gut die Hälfte 
davon wurde in ehemaligen Tagebauen verfüllt, der größte Teil davon ist unbelasteter Erdaus-
hub. In Hessen nimmt die Zahl der Verfüllstätten weiter ab, damit werden die Wege zur Ent-
sorgung immer länger. Bundesweit sind die Kosten für Erdarbeiten von 2015 zu 2020 um 30 
Prozent gestiegen und tragen damit zu steigenden Baukosten bei. Damit die Entsorgungskos-
ten für Bauabfälle nicht weiter überproportional steigen, muss die hessische Verfüllrichtlinie 
praxistauglich fortgeschrieben werden. 

Landwirtschaft: Unbürokratische Nutzung von Bodenaushub ermöglichen 

Die Landesregierung muss bei der Regelung der Verfüllung von unbelastetem Erdaushub 
auch die Interessen der landwirtschaftlichen Bodennutzer wahren, damit die Funktionen des 
Bodens hinsichtlich Produktionspotenzial, Lebensraum für Mikroorganismen und Ausgleichs- 
und Pufferfunktion im Wasser- und Stoffkreislauf uneingeschränkt erhalten bleiben. Zugleich 
sollte die Nutzung hochwertiger Bodenaushübe zur Bodenverbesserung der Landwirtschaft 
unbürokratischer ermöglicht werden, indem die Landesregierung für Bürokratieabbau bei der 
Genehmigung sorgt und für eine Anhebung von Genehmigungsfreigrenzen eintritt. Derzeit 
werden Bodenaushübe häufig nicht genutzt, weil bereits ab einer Bodenmenge von 600 m3 ein 
eigenes Genehmigungsverfahren erforderlich ist. Diese Freigrenze sollte auf mind. 2.000 m3 

angehoben werden. 
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EU-Ausgangszustandsbericht als Nachweis im Bodenschutzrecht zulassen 

Die Landesregierung sollte eine Bundesratsinitiative starten, um den sog. Ausgangszustands-
bericht (AZB) als Nachweis im deutschen Bodenschutzrecht anzuerkennen. Sollte eine Bun-
desregelung nicht möglich sein, sollte die Landesregierung eine Anerkennung zumindest per 
Verwaltungsvorschrift ermöglichen. So würden Unternehmen entlastet.  
 
Anlagenbetreiber sind laut EU-Industrieemissionsrichtlinie verpflichtet, einen Ausgangszu-
stan
nach Stilllegung zu erstellen. Der AZB sollte im deutschen Bodenschutzrecht für einen be-
stimmten Zeitraum als Nachweis für den Bodenzustand zulässig sein. Dies würde Ineffizienzen 
durch das Nebeneinander von europäischen und nationalen Umweltvorgaben abbauen und 
Genehmigungsverfahren beschleunigen. Derzeit können nationale Genehmigungsbehörden 
bei Baumaßnahmen Bodenuntersuchungen veranlassen, obwohl die Daten bereits im AZB 
zertifiziert vorliegen. Genehmigungsverfahren werden dadurch unnötig in die Länge gezogen, 
und es werden vermeidbare und hohe Kosten verursacht. 

Genehmigungsbescheide: Laufzeiten ausreizen, möglichst keine Befristungen 

Die Landesregierung sollte ihre Möglichkeiten im Vollzug umweltrechtlicher Vorgaben nutzen, 
damit Regierungspräsidien Genehmigungsbescheide mit einer möglichst langen Laufzeit er-
teilen können. Das gibt Behörden und Betrieben Planungs- und Investitionssicherheit. Leider 
werden z.B. die Vergabe von Wasserrechten aufgrund unterschiedlicher gesetzlicher Bestim-
mungen immer häufiger befristet. Diesem Trend sollte sich die Landesregierung entgegen stel-
len. Denn kein Unternehmen wird in neue Anlagen oder Betriebsstätten investieren, wenn eine 
Voraussetzung der Geschäftsgrundlage nur für fünf Jahre gewährt wird und dann eine Neu-
genehmigung mit ungewissem Ausgang erfolgen muss. 

Mut zum Ermessensspielraum: Lokale Aufsichtsbehörden stärken 

Die Landesregierung sollte die Regierungspräsidien bei der Aufsicht und Überwachung von 
Industrieanlagen besser unterstützen, indem sie ausreichend Personal zur Verfügung stellt. 
Dazu sollten 10 zusätzliche Stellen in den Regierungspräsidien geschaffen werden. Die zu-
nehmende Komplexität umweltrechtlicher Vorgaben zusammen mit der angespannten Perso-
nalsituation führen dazu, dass der Ermessungsspielraum auf lokaler Ebene häufig zulasten 
der Betriebe nicht genutzt wird. Die Folge ist eine mehr oder weniger unbeabsichtigte Ver-
schärfung von Umweltvorgaben. Etwa, wenn bei der Einleitung von Kühlwasser in ein Gewäs-
ser die vom Gesetzgeber als Richtwert definierte Wassertemperatur im Vollzug als Grenzwert 
ausgelegt wird. Gerade unerfahrenes Personal geht bei der Rech

, indem bspw. weitere Gutachten in Auftrag gegeben werden. Das 
schmälert den Mehrwert einer lokalen Aufsichtsbehörde, nämlich die rechtlichen Vorgaben mit 
den betrieblichen Gegebenheiten vor Ort abzuwägen, zieht Verfahren unnötig in die Länge 
und erhöht die Rechtsunsicherheit für Anlagenbetreiber. Das eigentliche Problem in Form un-
klarer gesetzlicher Regelungen oder ungelöster Zielkonflikte zwischen einzelnen Schutzgütern 
kann hingegen nur auf Bundesebene gelöst werden. Hier sollte sich die Landesregierung im 
Bundesrat und den entsprechenden Fachgremien für eine Standardisierung und Vereinfa-
chung der Vorgaben einsetzen, z.B. beim Artenschutz. 
(Mehrausgaben pro Jahr gegenüber heute im Land: ca. 1 Mio. Euro) 
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Kein Abfall: Altpapier als Rohstoff anerkennen 

Die Landesregierung sollte Altpapier per ministeriellem Erlass als Rohstoff einstufen. Aktuell 
gilt Altpapier in Hessen noch immer als Abfall, obwohl das Kreislaufwirtschaftsgesetz (§ 5 

 
gen erfüllt. Länder wie Baden-Württemberg und Nordrhein-Westfalen haben daraufhin ent-
sprechende Regelungen erlassen. Solange es aber weiter Länder gibt, die an der Abfalleigen-
schaft von Altpapier festhalten, besteht deutschlandweit ein Flickenteppich mit negativen Aus-
wirkungen beispielsweise für die Lagerung oder den Transport von Altpapier. Des Weiteren 
wird der Einsatz von Altpapier dadurch erschwert, dass es in großen Bereichen wie den Le-
bensmittelverpackungen derzeit gar nicht verwendet werden darf. Damit Altpapier im großen 
Stil sinnvoll wiederverwendet werden kann, sollte Hessen über eine Bundesratsinitiative die 
Bundesregierung auffordern, sich für einheitliche EU-Standards, z.B. hinsichtlich mineralöl-
freier Druckfarben, einzusetzen. 

Weniger Abfall, mehr Recycling: Chemisches Recycling zügig anerkennen  

Die Landesregierung sollte sich in der Umweltministerkonferenz und im Bundesrat dafür ein-
setzen, dass chemisches Recycling zügig als Recyclingverfahren anerkannt wird. Die Bundes-
regierung hat dies im Koalitionsvertrag angekündigt. Dadurch könnten mehr Stoffe für eine 
Wiederverwendung aufbereitet und die Qualität dieser sog. Rezyklate gesteigert werden. Die 
Unternehmen sind darauf angewiesen, dass mehr qualitativ hochwertige Rezyklate zur Verfü-
gung stehen. Denn nur so können die erwarteten, verpflichtenden Einsatzquoten in einer Viel-
zahl von Produktanwendungen eingehalten werden. Daher sollte die Landesregierung ge-
meinsam mit den Kommunen auch Maßnahmen entwickeln, wie das Abschöpfen von recyc-
lingfähigen Materialien aus dem Hausmüll ausgebaut werden kann. Je mehr recycelte Stoffe 
eingesetzt werden können, desto geringer ist der Bedarf an Primärmaterialien. Das schont 
Ressourcen und trägt zur Vermeidung von Abfall bei.  

 

Den sollte der Landtag 
nicht wieder einführen. In anderen Ländern zeigt sich, dass ein großer Teil des Aufkommens 
von Gebühren zur Entnahme von Grund- oder Oberflächenwasser allein für die Verwaltungs-
kosten zur Erhebung und Verteilung verwendet wird. Zudem ist den allermeisten privaten, ge-
werblichen und industriellen Verbrauchern der Wert des Wassers hinreichend bewusst, so 
dass bei ihnen ein neues Entgelt keine Verhaltensänderung bewirken würde bzw. braucht. 
Das gilt insbesondere für Unternehmen, die viel Wasser nutzen müssen und deshalb seit lan-
gem zur Kostensenkung sparsam mit Wasser umgehen.  


